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Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens


Abteilung Familie, Gesundheit und Soziales
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Antrag auf Zulassung oder Erneuerung der Zulassung als Leiharbeitsvermittler

	1. Der Antragsteller:
	

	Name:
	     

	Vorname:
	     

	Adresse (Straße/ Nr.):
	     

	Postleitzahl:
	     

	Ort:
	     

	Land:
	     

	
	

	2. Bevollmächtigter der Handelsgesellschaft:
	

	Firmenname:
	     

	Rechtsform:
	     

	Unternehmensnummer:
	     

	Gesellschaftssitz (Straße/ Nr.):
	     

	Postleitzahl:
	     

	Ort:
	     

	Land:
	     

	Telefon:
	     

	Fax:
	     

	E-Mail:
	     

	Website:
	     

	LSS-Nummer:
	     

	Eintragsnummer
:
	     

	
	

	3. Beantragt eine:
	

	
	 FORMCHECKBOX 
 Erstzulassung als Leiharbeitsvermittler

	
	 FORMCHECKBOX 
 Erneuerung der Zulassung Nr.      

	Gemäß den Bestimmungen des Dekretes vom 11. Mai 2009 über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler und des Erlasses vom 10. Dezember 2009 zur Ausführung des Dekretes vom 11. Mai über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler.

	
	

	4. Betriebssitz
:
	

	Adresse (Straße/ Nr.):
	 

	Postleitzahl:
	     

	Ort:
	     

	Land:
	     

	Telefon:
	     

	Fax:
	     


5. Ehrenwörtliche Erklärung
:

Die Unterzeichnenden erklären hiermit, dass der Antrag stellende Leiharbeitsvermittler folgende Bedingungen erfüllt:

· Als Handelsgesellschaft mit dem Haupt- oder Nebenzweck, Leiharbeitsvermittlungen zu erbringen, gegründet ist und in die zentrale Unternehmensdatenbank eingetragen ist; 

· Sich weder in Konkurs noch in offenkundiger Zahlungsunfähigkeit befindet, noch Gegenstand eines Konkurseröffnungsverfahrens ist, noch einen gerichtlichen Vergleich beantragt oder ihn erhalten hat;

· Sich unter seinen Verwaltern, Geschäftsführern, Handlungsbevollmächtigten oder anderen Personen, die befugt sind, den Leiharbeitsvermittler zu vertreten, keine Personen befinden:

a) die Personalangehörige oder Verwaltungsratsmitglieder öffentlicher Arbeitsverwaltungen sind;

b) denen auf Grund der Gesetzgebung - die bestimmten Verurteilten und Konkursschuldnern verbietet, bestimmte Funktionen, Berufe oder Tätigkeiten auszuüben, und die den Handelsgerichten das Recht gibt, diese Verbote 
 auszusprechen – verboten wurde, solche Funktionen, Berufe oder Tätigkeiten auszuüben;

c) die sich in den fünf Jahren vor dem Antrag auf Zulassung für die Verpflichtungen 


oder Schulden einer in Konkurs gegangenen Gesellschaft verantworten mussten in Anwendung der Artikel 229 Nummer 5, 265, 315, 456 Nummer 4 und 530 des Gesellschaftsgesetzbuches;

d) denen bürgerliche und/oder politische Rechte aberkannt wurden;

e) die in den fünf Jahren vor dem Antrag auf Zulassung ihren Verpflichtungen im Rahmen des Dekretes vom 11. Mai 2009 über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler oder des Dekretes des Wallonischen Regionalrates vom 27. Juni 1991 über die Zulassung der Zeitarbeitsbetriebe oder der in Artikel 1 des Dekretes vom 5. Februar 1998 über die Überwachung und Kontrolle bezüglich der Beachtung der Gesetzgebungen im Bereich der Beschäftigungspolitik aufgelisteten gesetzlichen Bestimmungen oder auch im Rahmen der entsprechenden Ausführungserlasse nicht nachgekommen sind;

f) 
die in den fünf Jahren vor dem Antrag auf Zulassung ihren steuerlichen oder      
sozialen Pflichten nicht nachgekommen sind; ein Rückzahlungsplan, der den 
Auflagen entsprechend eingehalten wird, gilt jedoch nicht als Verstoß gegen die 
steuerlichen und sozialen Pflichten.

1. Name, Vorname





.........................

Unterschrift

2. Name, Vorname





.........................

Unterschrift

3. Name, Vorname





.........................

Unterschrift

6. Ist der Antrag stellende Leiharbeitsvermittler bereits in einer anderen Region Belgiens als Leiharbeitsvermittler zugelassen? Wenn ja in welcher?

1. Region Brüssel-Hauptstadt: 
 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein

2. Flämische Region:


 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein

3. Wallonische Region:

 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein

7. Lässt der Antrag stellende Leiharbeitsvermittler Persönlichkeitstests oder psychologische Tests durchführen? 

 FORMCHECKBOX 
 nein

 FORMCHECKBOX 
 ja 
Identität der Person, die im Besitz des Psychologiediploms ist und unter deren Obhut die Tests durchgeführt werden:

Name: 
     
Vorname:
     
Adresse (Strasse/Nr.): 
     
PLZ:
     
Ort:
     
Land:
     
Bitte in der Anlage eine Kopie des Diploms beilegen.

8. Der Unterzeichnende
 erklärt hiermit, dass die oben gemachten Angaben der Wahrheit entsprechen und verpflichtet sich dem Zulassungsantrag bzw. Erneuerungsantrag alle in der Anlage 1 aufgelisteten Dokumente beizulegen und die in der Anlage 2 enthaltenen Pflichten einzuhalten.

Name
Vorname
Unterschrift mit dem Vermerk „gelesen und angenommen“:

Datum:      
ANLAGE 1

Liste der dem Zulassungsantrag bzw. Erneuerungsantrag beizulegenden Dokumente

A) Im Falle einer Erstzulassung

1. Abschrift der koordinierten Satzungen der Handelsgesellschaft oder das Datum deren Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt
oder
Entwurf des Gründungsaktes, wenn es sich um einen Leiharbeitsvermittler in der Gründungsphase handelt

2. Abschrift des letzten Jahresabschlusses
oder
Abschrift des Finanzplans, wenn sich der Leiharbeitsvermittler in der Gründungsphase befindet

3. den Beweis, dass die Handelsgesellschaft über ein der jeweiligen Rechtsform entsprechendes voll eingezahltes Kapital verfügt
4. Liste der Verwalter und Mitglieder, das Organigramm der Sozialorgane und gegebenenfalls die Liste der Mehrheitsaktionäre der Handelsgesellschaft (Name, Vorname, Adresse, Beruf, Staatsbürgerschaft, Eigenschaft
)

5. eine weniger als sechs Monate alte Bescheinigung des Steuereinnehmers, aus der hervorgeht, dass der Leiharbeitsvermittler zum Zeitpunkt des Einreichens seines Zulassungsantrages keine Steuerrückstände hat oder einem Rückzahlungsplan folgt, der den Auflagen entsprechend eingehalten wird

6. eine weniger als sechs Monate alte Bescheinigung des Landesamtes für soziale Sicherheit, aus der hervorgeht, dass der Leiharbeitsvermittler zum Zeitpunkt des Einreichens seines Zulassungsantrages keine Sozialversicherungsrückstände hat oder einem Rückzahlungsplan folgt, der den Auflagen entsprechend eingehalten wird

7. Muster des Standardvertrages, das für die Leiharbeitsvermittlung verwendet werden soll
8. eine Abschrift des Dokumentes, das die Rechte und Pflichten des Leiharbeitnehmers und des entleihenden Arbeitgebers auflistet (siehe Anlage 2 Nummer 23)

9. eine weniger als sechs Monate alte Bescheinigung aus der hervorgeht, dass die Garantie beim Fonds für Existenzsicherheit der Leiharbeitnehmer hinterlegt wurde und dass keine Rückstände gegenüber diesem Fonds bestehen

10. eine Kopie der Arbeitsordnung

Zudem neben Punkt 1 bis 10 durch den Leiharbeitsvermittler auszufüllen, der eine Zulassung im Bereich des Bausektors beantragt

11. den Beweis, dass er in Form einer Handelsgesellschaft gegründet wurde, deren Gesellschaftszweck ausschließlich darin besteht, Leiharbeitnehmer an Unternehmen des Bausektors zu vermitteln

Zudem neben Punkt 1 bis 10 durch den Leiharbeitsvermittler auszufüllen, dessen feste Niederlassung sich nicht auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft befindet, sondern außerhalb der Europäischen Union oder eines Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes 

12. ein Dokument vorlegen, das belegt, dass er in seinem Herkunftsland als Leiharbeitsvermittler tätig ist

Der Leiharbeitsvermittler, dessen feste Niederlassung sich nicht auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft befindet, sondern in der Region Brüssel-Hauptstadt, in der Flämischen Region, in der Wallonischen Region, in einem EU-Mitgliedstaat oder in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes, kann anstelle der Dokumente unter Punkt 1 bis 10:

13. Dokumente vorlegen, die belegen, dass er in der entsprechenden Region bzw. seinem Herkunftsland Zulassungsbedingungen erfüllt, die denen des Dekretes vom 11. Mai 2009 über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler und des Erlasses vom 10. Dezember 2009 zur Ausführung des Dekretes vom 11. Mai über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler gleichwertig sind. Die Regierung entscheidet über die Gleichwertigkeit

B) Im Falle der Erneuerung der Zulassung

1. Abschrift der koordinierten Satzungen der Handelsgesellschaft, falls seit der Erstzulassung eine Änderung erfolgt ist

2. Abschrift des letzten Jahresabschlusses

3. den Beweis, dass die Handelsgesellschaft über ein der jeweiligen Rechtsform entsprechendes voll eingezahltes Kapital verfügt 

4. Liste der Verwalter und Mitglieder, das Organigramm der Sozialorgane und gegebenenfalls die Liste der Mehrheitsaktionäre der Handelsgesellschaft (Name, Vorname, Adresse, Beruf, Staatsbürgerschaft, Eigenschaft
), falls seit der Erstzulassung eine Änderung erfolgt ist 

5. eine weniger als sechs Monate alte Bescheinigung des Steuereinnehmers, aus der hervorgeht, dass der Leiharbeitsvermittler zum Zeitpunkt des Einreichens seines Zulassungsantrages keine Steuerrückstände hat oder einem Rückzahlungsplan folgt, der den Auflagen entsprechend eingehalten wird

6. eine weniger als sechs Monate alte Bescheinigung des Landesamtes für soziale Sicherheit, aus der hervorgeht, dass der Leiharbeitsvermittler zum Zeitpunkt des Einreichens seines Zulassungsantrages keine Sozialversicherungsrückstände hat oder einem Rückzahlungsplan folgt, der den Auflagen entsprechend eingehalten wird

7. Muster des Standardvertrages, das für die Leiharbeitsvermittlung verwendet werden soll, falls seit der Erstzulassung eine Änderung erfolgt ist
8. eine Abschrift des Dokumentes, das die Rechte und Pflichten des Leiharbeitnehmers und des entleihenden Arbeitgebers auflistet (siehe Anlage 2 Nummer 23), falls seit der Erstzulassung eine Änderung erfolgt ist 

9. eine weniger als sechs Monate alte Bescheinigung aus der hervorgeht, dass die Garantie beim Fonds für Existenzsicherheit der Leiharbeitnehmer hinterlegt wurde und dass keine Rückstände gegenüber diesem Fonds bestehen

10. eine Kopie der Arbeitsordnung, falls seit der Erstzulassung eine Änderung erfolgt ist 

Zudem neben Punkt 1 bis 10 durch den Leiharbeitsvermittler auszufüllen, der eine Erneuerung der Zulassung im Bereich des Bausektors beantragt

11. den Beweis, dass er in Form einer Handelsgesellschaft gegründet wurde, deren Gesellschaftszweck ausschließlich darin besteht, Leiharbeitnehmer an Unternehmen des Bausektors zu vermitteln

Zudem neben Punkt 1 bis 10 durch den Leiharbeitsvermittler im Falle eines Antrags auf Erneuerung der Zulassung auszufüllen, dessen feste Niederlassung sich nicht auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft befindet, sondern außerhalb der Europäischen Union oder eines Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes 

12. den Nachweis erbringen, dass er in seinem Herkunftsland als Leiharbeitsvermittler tätig ist

Der Leiharbeitsvermittler, dessen feste Niederlassung sich nicht auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft befindet, sondern in der Region Brüssel-Hauptstadt, in der Flämischen Region, in der Wallonischen Region, in einem EU-Mitgliedstaat oder in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes, kann im Falle eines Antrags auf Erneuerung der Zulassung anstelle der Dokumente unter Punkt 1 bis 10:

13. Dokumente vorlegen, die belegen, dass er in der entsprechenden Region bzw. seinem Herkunftsland Zulassungsbedingungen erfüllt, die denen des Dekretes vom 11. Mai 2009 über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler und des Erlasses vom 10. Dezember 2009 zur Ausführung des Dekretes vom 11. Mai über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler gleichwertig sind. Die Regierung entscheidet über die Gleichwertigkeit

Anmerkung:

Wenn die Originale dieser Dokumente in einer anderen Sprache als Deutsch oder Französisch abgefasst sind, muss eine von einem vereidigten Übersetzer beglaubigte Übersetzung beigelegt werden.

ANLAGE 2

Pflichten , die alle Leiharbeitsvermittler während der Dauer der Zulassung einhalten müssen

1. die sozial-, steuer-, arbeits- und handelsrechtlichen Vorschriften einhalten, die auf sie Anwendung finden;

2. keine Tätigkeiten ausüben, die durch die Konvention Nr. 9 der Internationalen Arbeits​organisation vom 10. Juli 1920 über die Vermittlung von Seeleuten, ver​abschiedet durch das Gesetz vom 6. September 1924, verboten sind;

3. das Gesetz vom 30. April 1999 über die Beschäftigung von ausländischen Arbeit​nehmern einhalten;

4. der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft und dem Arbeitsamt zwecks Analyse der Situation auf dem Arbeitsmarkt im Hinblick auf die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis auf Nachfrage alle Informationen über​mitteln, die erforderlich sind, um den Bestimmungen des Artikels 8 des Königlichen Erlasses vom 9. Juni 1999 zur Ausführung des Gesetzes vom 30. April 1999 über die Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern Folge leisten zu können;

5. die für die Leiharbeit geltenden kollektiven Arbeitsabkommen ein​halten;

6. den Leiharbeitnehmern das Recht auf Vereinigungsfreiheit und das Recht zu Kollektiv​verhandlungen nicht vorenthalten;

7. der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft schriftlich innerhalb von vierzehn Tagen alle Informationen übermitteln, die Änderungen seiner Rechtsform, der Zusammen​setzung seiner Sozialorgane, der gesetzlichen Vertreter und der Zusammensetzung seines Kapitals betreffen, sowie ebenfalls jährlich den Tätigkeitsbericht
;

8. die Leiharbeitnehmer und die entleihenden Arbeitgeber rechtzeitig und umfassend über die Leiharbeit und ihre Funktionsweise informieren;

9. die Leiharbeitnehmer schriftlich über die Verpflichtung informieren, beim Arbeitsamt eingetragen zu sein, um Arbeitslosenunterstützung erhalten zu können;

10. keine Informationen über die Verfügbarkeit der Leiharbeitnehmer erteilen, die über die gesetzliche Kontrolle dieser Verfügbarkeit hinausgehen;

11. keine fiktiven Stellenangebote zur Leiharbeitsvermittlung anbieten;

12. personenbezogene Daten ausschließlich im Rahmen der Vorschriften zum Schutz des Privatlebens verwalten;

13. von den Leiharbeitnehmern keinerlei Entschädigung annehmen und ihnen keinerlei Entschädigung abverlangen, sowie die Leiharbeitsvermittlung keinesfalls an die Bedingung, in irgendeiner Form eine Ausgabe zu tätigen, knüpfen;

14. keine Leiharbeitsvermittlungen vornehmen, um Arbeitnehmer im Falle von Streik, Aussperrung oder Aussetzung des Arbeitsvertrages gemäß Artikel 50 und 51 des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge in einem Unternehmen zu ersetzen;

15. alle Leiharbeitnehmer objektiv, respektvoll und ohne Diskriminierung behandeln, vorbehaltlich der von der Regierung festgelegten positiven Aktionen zugunsten bestimmter Kategorien Arbeitnehmer;

16. in allen Leiharbeitsvermittlungsanzeigen und direkt mit der Leiharbeitsvermittlung verbundenen Schrift​stücken die Zulassung durch die Deutschsprachige Gemeinschaft als Leiharbeitsvermittler durch Angabe der Zulassungsnummer der Deutschsprachigen Gemein​schaft erwähnen;

17. in allen direkt mit der Leiharbeitsvermittlung verbundenen Schriftstücken folgende Anschrift und Telefonnummer angeben, unter der per Schreiben, per Telefon oder auf elektronischem Wege alle Beschwerden eingereicht werden können:

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft

Gospertstraße1

4700 Eupen

Tel.: 087/596 300

E-mail: arbeit@dgov.be
18. die Leiharbeitsvermittler oder einer ihrer Verwalter, Geschäftsführer oder gesetzlichen Vertreter dürfen nicht rechtskräftig wegen Urkundenfälschung oder Verbrechen oder Vergehen gemäß Titel VII und IX des Strafgesetzbuches sowie wegen Straftaten gemäß Kapitel VII des vorliegenden Dekretes verurteilt sein;

19. die Zulassung nicht auf Grund von Angaben erhalten haben, die sich zwischenzeitlich als falsch, unvollständig oder unpräzise erwiesen haben;

20. nicht mit einem Leiharbeitsvermittler zusammenarbeiten, der nicht über eine Zulassung im Sinne des Dekretes vom 11. Mai 2009 über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler verfügt;

21. jede Leiharbeitsvermittlung mit dem Ziel vornehmen, einen schriftlichen Arbeitsvertrag mit dem Leiharbeitnehmer abzuschließen, der folgende verpflichtende Angaben enthalten muss:

· die Bezeichnung und die Art der Tätigkeit und ihre Anforderungen;

· den Tätigkeitsbereich des entleihenden Arbeitgebers;

· den Ort, an dem die Tätigkeit auszuüben ist, es sei denn, es ist vorab nicht festlegbar oder es handelt sich um Tätigkeiten, die nicht an einen bestimmten Ort gebunden sind;

· den Namen und die Angaben der Kontaktperson beim Leiharbeitsvermittler;

· falls vorhanden, die besonderen Arbeitsbedingungen und Begleitumstände;

· die Art und die voraussichtliche Dauer des Leiharbeitsvermittlungsverfahrens;

· gegebenenfalls die benötigten medizinischen oder psychologischen Tests;

· den Ort, an dem die Klagen wegen Verstoß gegen die Bestimmungen des Dekretes vom 11. Mai 2009 über die Zulassung der Leiharbeitsvermittler und die Überwachung der privaten Arbeitsvermittler und des Ausführungserlasses vom 10. Dezember 2009 einzureichen sind;
22. das Einreichen von beglaubigten oder gestempelten Kopien von Diplomen, Abschlusszeugnissen, Bescheinigungen und anderen Dokumenten, darf vom Leiharbeitsvermittler erst nach Abschluss des Arbeitsvertrages beantragt werden;

23. den Leiharbeitnehmern vor jeder Leiharbeitsvermittlung ein Dokument über​mitteln, das die folgenden Rechte und Pflichten der Vertragsparteien auflistet:

· Der Leiharbeitsvermittler darf von den Leiharbeitnehmern keinerlei Entschädigung annehmen und ihnen keinerlei Entschädigung abverlangen;

· Der Leiharbeitsvermittler ist verpflichtet alle Interessenten objektiv, respektvoll und ohne Diskriminierung zu behandeln und darf keine Stellenangebote abfassen noch veröffentlichen, die diskriminierend sind;

· Der Leiharbeitsvermittler ist verpflichtet, das Privatleben der Leiharbeitnehmer zu respektieren und personenbezogene Daten ausschließlich mit dem Einverständnis des Leiharbeitnehmers und im Rahmen der beruflichen Eingliederung einzuholen und zu verwenden; 

· Der Leiharbeitsvermittler darf Informationen bezüglich der Leiharbeitnehmer nur im Rahmen der Ausübung der Leiharbeitsvermittlung einholen und verwenden; Der Leiharbeitsvermittler verpflichtet sich, die personenbezogenen Daten nur solange aufzubewahren, wie es der Leiharbeitsvermittlungskandidat wünscht oder solange es für die Ausführung des Auftrages notwendig ist;

· Der Leiharbeitsvermittler muss den Leiharbeitnehmern Einsicht in die gespeicherten Daten gewähren, die sie betreffen und ihnen auf Anfrage nach Abschluss des Auftrages die Informationen bezüglich ihrer Akte zukommen lassen;

· Der Leiharbeitsvermittler ist verpflichtet die Leiharbeitnehmer rechtzeitig und umfassend über die Leiharbeitsvermittlung und deren Funktionsweise zu informieren;

· Die Persönlichkeitstests und die psychologischen Tests die der Leiharbeitsvermittler durchführen lässt, dürfen nur unter der Obhut eines Psychologen durchgeführt werden;

· Der Leiharbeitsvermittler darf nur medizinische Daten einholen um festzustellen, ob der Leiharbeitnehmer die Fähigkeit hat, eine bestimmte Funktion auszuüben oder um den Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen zu genügen. Er darf keine genetischen Tests durchführen oder durchführen lassen;

· Der Leiharbeitnehmer kann auf seinen Antrag hin und unter Einhaltung des Berufsethos eine mündliche Auskunft über die Resultate des Interviews, der Tests und der praktischen Prüfungen erhalten; 

· Der Leiharbeitsvermittler ist verpflichtet, dem der Arbeitslosenkontrolle unterworfenen Arbeitslosen auf seine Anfrage eine Bescheinigung auszustellen, in der Datum und Uhrzeit seines Besuches beim Leiharbeitsvermittler festgehalten sind;

· Der Leiharbeitsvermittler darf keine fiktiven Stellenangebote zur Leiharbeitsvermittlung anbieten;

· Der Leiharbeitsvermittler darf keine Tätigkeiten ausüben, die zur Vergabe von Stellen führen, die gegen die öffentliche Ordnung verstoßen oder die deutlich gegen die sozial- und steuerrechtlichen Vorschriften verstoßen;

· Der Leiharbeitsvermittler darf keine Leiharbeitsvermittlungen vornehmen, um Arbeitnehmer im Falle von Streik, Aussperrung oder Aussetzung des Arbeitsvertrages gemäß Artikel 50 und 51 des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge in einem Unternehmen zu ersetzen;

· Der Leiharbeitvermittler darf, unter Einhaltung der Gesetzgebung über die Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern, ausländische Leiharbeitnehmer vermitteln;

· Der Leiharbeitsvermittler darf dem Leiharbeitnehmer keine Exklusivitätsklausel aufzwingen;

· Der Leiharbeitsvermittler darf keine Leiharbeitsvermittlungen vornehmen, für die er nicht zugelassen ist;

· Der Leiharbeitsvermittler muss in allen Anzeigen und direkt mit der Leiharbeitsvermittlung verbundenen Schriftstücke die Zulassung durch die Deutschsprachige Gemeinschaft als Leiharbeitsvermittler durch Angabe der Zulassungsnummer der Deutschsprachigen Gemeinschaft erwähnen;

· Der Leiharbeitsvermittler ist verpflichtet, das Dokument, das die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien wiedergibt, an einem der Öffentlichkeit zugänglichen Ort anzubringen, an dem es unter angemessenen Bedingungen eingesehen werden kann;

· Der Leiharbeitsvermittler, der seine Stellenanzeigen per Presse, Rundfunk und per elektronischer Medien veröffentlicht, muss dieses Dokument mitveröffentlichen oder den Ort angeben, an dem das Dokument zur Einsicht zur Verfügung steht. Der Leiharbeitsvermittler übermittelt auf Anfrage kostenlos eine Abschrift dieses Dokumentes;

· Alle Beschwerden können per Schreiben, per Telefon oder auf elektronischem Wege bei folgender Adresse eingereicht werden:

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

Gospertstraße 1

4700 Eupen

Tel.: 087/596 300

arbeit@dgov.be
24. die Vorschriften in Sachen Sprachengebrauch einhalten;

25. dem der Arbeitslosenkontrolle unterworfenen Arbeitslosen auf seine Anfrage eine Bescheinigung ausstellen, in der Datum und Uhrzeit seines Besuches beim Leiharbeitsvermittler festgehalten sind;

26. die berufliche Kompetenz des Personals durch eine adäquate Aus- und Weiterbildung sichern, insbesondere hinsichtlich der Sicherung der Gleichbehandlung auf dem Arbeitsmarkt im Sinne des Dekretes vom 17. Mai 2004 bezüglich der Sicherung der Gleichbehandlung auf dem Arbeitsmarkt, der Wahrung des Berufsgeheimnisses und der Sicherheit der Arbeitnehmer; 

27. die Vorschriften in Sachen Leiharbeit beachten;

28. im Falle einer Fusion, einer Übernahme oder jeder anderen juristischen Umgestaltung die Regierung binnen dreißig Tagen ab Inkrafttreten der juristischen Umgestaltung informieren;

29. im Falle einer zeitweisen oder entgültigen Einstellung der Leiharbeitsvermittlung den Minister umgehend per Einschreiben informieren.

� Dieses Antragsformular bitte unter � HYPERLINK "http://www.ostbelgienlive.be" �www.ostbelgienlive.be� herunterladen, ausfüllen l in einfacher Ausfertigung per Post oder per Mail an folgende Adresse senden: Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft, Fachbereich Beschäftigung, Gospertstrasse 1 in 4700 Eupen – arbeit@dgov.be.


� Nur für die Unternehmen des Bausektors.


� Nur auszufüllen, wenn diese Adresse mit der Adresse unter Punkt 2 nicht übereinstimmt. Falls mehrere Betriebssitze existieren, bitte in der Anlage eine Liste beilegen.


� Durch drei Person auszufüllen, die den Leiharbeitsvermittler vertreten dürfen.


� Dies muss dieselbe Person sein wie unter der Nr. 1.


� Bitte präzisieren ob es sich um einen Verwalter, ein Mitglied oder ein Mehrheitsaktionär handelt.


� Bitte präzisieren ob es sich um einen Verwalter, ein Mitglied oder ein Mehrheitsaktionär handelt.


� Das Formular des Tätigkeitsberichtes wird dem Leiharbeitsvermittler vom Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft zugesandt und muss bis spätestens zum 30. Juni beim Ministerium per Einschreiben eingereicht werden und umfasst die Informationen über die Leiharbeitsvermittlungstätigkeiten des vergangenen Ziviljahres.
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